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HeutewäreeseinTatbestand
EinBaslerKriminalbeamterwirdnach einemgrobenZungenkuss freigesprochen.NachneuemStrafrechtwäre erwohl nicht davongekommen.

Patrick Rudin

«Ichhabemir strafrechtlich ab-
solut nichts zu Schulden kom-
men lassen», betonte der
62-jährige Kriminalkommissär
amMittag, als er vorderUrteils-
beratung noch ein letztes Wort
an dasGericht richten konnte.

Rein formell behielt er
Recht: Einzelrichterin Susanne
Nese sahdie rechtlichenVoraus-
setzungen für eine sexuelle
Nötigung unter dem im Jahr
2021 geltenden Strafrecht als
nicht gegeben, in diesemPunkt
gab es einen Freispruch. Pas-
send wäre laut Nese der Tat-
bestand der sexuellen Belästi-
gung gewesen, doch die betrof-
fene Frau hatte keinen
Strafantrag gestellt. In diesem
Punkt wurde das Verfahren da-
her eingestellt.

Der 62-jährige Kaderangestell-
te der Basler Staatsanwalt-
schaft verbrachte im Juni 2021

den Abend zusammen mit
einer Mitarbeiterin in der Bas-
ler Innenstadt, man besprach
berufliche und private Proble-
me der Frau. Nach 23 Uhr hol-
ten beide ihre Taschen in den
Räumen der Basler Staatsan-
waltschaft, bei der Verabschie-
dung spürte die Frau plötzlich
die Zunge desMannes in ihrem
Hals.

5000FrankenGenugtuung
gefordert
Am Montag danach räumte er
ein, er habe die Kontrolle ver-
loren, danach liess sie die
Sache auf sich beruhen. Als sie
jedoch später von einer ande-
ren Mitarbeiterin von anderen
Annäherungsversuchen des
62-Jährigenhörte, berichtete sie
dies dessen Vorgesetzten: Der
Mann wurde freigestellt, das

Strafverfahren kam daraufhin
in Gange. Eingesetzt wurde der
externe Staatsanwalt Rolf Jäger
aus Zürich.

«Wenn es einen Raum
gibt, in denen es keinen Platz
für sexuelle Übergriffe gibt,
dann sind das die Amtsräume
der Staatsanwaltschaft. Hier
werden Straftaten untersucht,
nicht begangen», sagte Jäger
am Donnerstag in seinem Plä-
doyer. Er forderte eine Ver-
urteilung wegen sexueller Nö-
tigung und eine bedingteGeld-
strafe von 90 Tagessätzen zu
200 Franken.

Opfervertreterin Kathrin
Bichsel forderte für ihre Man-
dantin eine Genugtuung von
5000 Franken. Sie setzte auch
eine Auflage durch, wonach die
MedienwederdasAlter, dieLe-
benssituation und nicht einmal

den damaligen Arbeitsort der
Frau nennen dürfen.

Verteidiger Michael Hohler
hingegen verlangte für seinen
Mandanten einen Freispruch:
Der Chatverkehr zwischen den
Beteiligten ergebe keinerlei
Anhaltspunkte auf ein unange-
nehmes Ereignis an jenem
Abend. Sie habe ihm später gar
Werbung für ein Sexspielzeug
und einen Gutschein für einen
Erotikmarkt geschickt.

NachneuemRecht
wärees strafbar
Einzelrichterin Susanne Nese
indes betonte, die Aussagen
der Frau seien absolut glaub-
haft. Allerdings habe sie nicht
schildern können, ob der
62-Jährige sie etwa gepackt
oder auf eine andere Art Ge-
walt angewendet habe, somit

fehle es am Nötigungsmittel.
Nese sagte allerdings auch, der
Fall passe in das Schema des
seit vier Tagen geltenden neu-
en Sexualstrafrechts: Mit dem
neu geschaffenen Tatbestand
des sexuellenÜbergriffeswäre
exakt das hier diskutierte Ver-
halten sanktionierbar. Das
Recht ist allerdings nicht rück-
wirkend anwendbar.

«Diese Verhalten ist gerade
auch im Arbeitsumfeld inak-
zeptabel», betontedieGerichts-
präsidentin. DasUrteil ist noch
nicht rechtskräftig, unklar sind
auch die arbeitsrechtlichen
Konsequenzen für den bislang
freigestellten 62-Jährigen. Die
Genugtuungsforderung der
Frau verwies das Gericht auf
den Zivilweg, auch hier ist das
letzte Wort somit noch nicht
gesprochen.

Aufeinmal sehr viel Euro:DieUefa feierte ihr 70-Jahre-JubiläumamGründungsortBasel

Am Dienstag wurde der Countdown zur Uefa Women’s
Euro 2025 in Basel gestartet. Gestern stand Basel dann
erneut imZeichen des europäischen Fussballs: DieUefa
feierte ihr 70-jähriges Bestehen am Gründungsort. Der

Verbandwurde imHotel Euler ins Leben gerufen. Uefa-
Turnierdirektor Martin Kallen (Bild) brachte extra die
Pokale der laufendenMänner-EMsowie der kommenden
Frauen-EM auf denMarktplatz. Bild: Keystone/Georgios Kefalas

«DasRecht
istnicht
rückwirkend
anwendbar»

SusanneNese
Einzelrichterin

SP-Politikerinwill eineAnlaufstelle fürOpfervonHassrede
Zara Zatti

Die Zürcher Kantonsrätin Sarah
Akanji (SP) gab vor zwei Jahren
bekannt,dass sieaufeineerneu-
te Kandidatur verzichte. Dies,
weil sie immer wieder rassisti-
scheundsexistischeZuschriften
erhielt. Sie ist nicht die einzige.
Genau solche Fälle möchte die
BaslerSP-GrossrätinAminaTre-
visan verhindern und fordert im
RahmeneinesPilotprojektseine

Anlaufstelle für betroffene Poli-
tikerinnenundPolitiker imKan-
ton. In ihrem Vorstoss verweist
sieaufdasZürcherProjekt«Stop
Hate».DiesesbrachteansLicht,
dass jeder dritte gewählte Politi-
ker beziehungsweise jede dritte
gewähltePolitikerinschonHass-
redeerlebthat.Einevonvierder
betroffenen Personen hat sogar
von Androhung von Gewalt be-
richtet. Hinzu komme, so Trevi-
san, dass bestimmte Personen-

gruppen öfter Ziel von Beleidi-
gungen, Hass oder Drohungen
werden. «Es sind dies in erster
LinieFrauen,queereMenschen,
Menschen mit Migrations-
geschichte sowie People of
Colour», heisst es imVorstoss.

WievielePersonensind
inBaselbetroffen?
Auch Amina Trevisan erzählt,
sie habe in ihrem Leben und
auch alsGrossrätin bereits Ras-

sismus erleben müssen. Es
gehe ihr aber nicht um ihre
eigenen Person, sagt sie. «Es
kommt immerwieder vor, dass
Politikerinnen undPolitiker ihr
AmtwegenAnfeindungen nie-
derlegen oder sich aus Angst
davor gar nicht erst für eine
Kandidatur zur Verfügung stel-
len.» Auch könne es dazu füh-
ren, dass sich Personen nicht
mehr zu gewissenThemen äus-
sern würden.

Trevisan findet eswichtig, dass
es spezifische Anlaufstellen
und somit Unterstützung für
Menschen in der Politik gibt.
Und zwar nicht nur für Gross-
rätinnen oder Einwohnerräte,
sondern für alle, die sich poli-
tisch engagieren. So etwa für
Menschen, die in Parteien ak-
tiv sind. «Ich möchte verhin-
dern, dass sich Menschen un-
freiwillig aus der Politik zu-
rückziehen. Dabei kann eine

solcheMeldestelle und ein Be-
ratungsangebot helfen.»

Neben der Frage, wie die
Regierung zur Anlaufstelle im
Rahmen eines Pilotprojekts
steht, will die SP-Grossrätin
auch wissen, welche Daten im
KantonBasel-Stadt bereits vor-
liegen, die aufzeigen wie viele
Personen in der Politik schon
einmal Opfer von Hassrede,
Beleidigung oder Drohungen
geworden sind.

Fördergelder für
Musikschaffende
Kultur Inder zweitenRundedes
Regio Sound Credits des Basler
Musikbüros erhielten insgesamt
13professionelleMusik-Produk-
tionenundTourneenFördergel-
der in einer Gesamthöhe von
87000Franken.DieFörderung
wirddreiMal jährlich anMusik-
schaffende vergeben, welche
die regionale Musiklandschaft
künstlerischengagiert und fach-
kundigmitprägen.

Mit je 10000 Frankenwur-
dendieLovebugsunddieMusi-
kerin I Used To Be Sam unter-
stützt.Die restlichenFörderbei-
träge, etwa fürMalummi,Klaus
JohannGrobeundL'ArbeBizar-
re, bewegten sich zwischen
4000 und 8000 Franken. Laut
demMusikbüro reicht die Brei-
te der geförderten Stile von
Mainstream Pop über minimal
Noise-Rockbishin zuelektroni-
schemAmbientDrone.

Auch die Kantone Basel-
Stadt und Baselland fördern re-
gionale Musikschaffende. Hier
aus dem Bereich der improvi-
siertenMusik und des Jazz. Auf
die Empfehlung einer unab-
hängigenFachjury vergaben sie
insgesamt 117 110 Franken an
15 Projekte. Dies umfasst
Werk-, Konzert- und Entwick-
lungsbeiträge sowieBeiträge für
Gastspiele und Tourneen. Von
den insgesamt28Bewerbungen
wurde somitmehrals jede zwei-
te berücksichtigt. (bz)


